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Pressegespräch
mit 

Gabriela MOSER
NR-Abg., Verkehrssprecherin der Grünen

Karin KUNA
Aktivistin, langjährige Sprecherin BI „Stopp.Transit.Brücke Traismauer“

und 

Christian SCHREFEL
17&4 Organisationsberatung GmbH

Straßenbau – der „(Nieder)Österreichische Brauch“

· Neue Dokumentation zu den Machenschaften bei der Durchsetzung der „Donaubrücke Traismauer“ belegt beispielhaft Rechtsbiegung und Drüberfahren über Mensch und Umwelt.

· Missstände unterstreichen Linie der Grünen: 

In Zeiten der Krise, vom Klima bis zu den öffentlichen und Asfinag-Finanzen, muss mit dieser Brachial-Betonpolitik von vorgestern endlich Schluss sein!

  Wien, 13.01.2010

Straßenbau – der „(Nieder)Österreichische Brauch“
Betonpolitik „a la Niederösterreich“ fährt an die Wand
Die konventionelle Verkehrspolitik, die Straßenbau mit Mobilitätssicherung verwechselt, ist am Ende. Selbst hartgesottene Betonköpfe, wie sie die österreichische und speziell niederösterreichische verkehrspolitische Landschaft nach wie vor weithin prägen, können dies nicht länger verdrängen. Die nackten Fakten zeigen, dass diese Politik von vorgestern immer härter gegen die Wand der Realität fährt:

· Asfinag-Geldnöte (massive Rückgänge bei Mauteinnahmen um ca. 15% allein 2009, Schuldenberg von fast 12 Mrd Euro) machen Umdenken bei „Luxus-Bauprojekten“ aus budgetär komfortableren Zeiten auch rechtlich unausweichlich. 
· Budgetnöte von Bund, Ländern und Gemeinden müssen den längst fälligen generellen „Effizienzschub“ beim Einsatz öffentlicher Gelder bringen und tatsächlich wirksame Lösungen, d.h. zB Geld für mehr Öffis statt für Straßenbau, in den Mittelpunkt rücken.

· Kritische Arbeitsmarktsituation legt andere Schwerpunkte als Autobahnbau (= hochautomatisierter Spezialtiefbau = Maschinenbeschäftigung) nahe; selbst in anderen Bereichen des Bauwesens ist ums gleiche Geld 50% mehr Arbeitsplatzeffekt zu haben.

· Absehbare Energiepreissteigerung und Notwendigkeit des Klimaschutzes schließt simples „Weiter wie bisher“ im Verkehr aus. Ansonsten wird die Frage, wer mobil bleibt und wer sich’s nimmer leisten kann, zur nächsten großen sozialen Frage in Österreich.

· Rechtliche Durchsetzbarkeit neuer Straßen ist schon heute immer öfter nicht mehr gegeben, die Widersprüche und Widerstände können daher nur mehr mit extremem Geldeinsatz – den der Rechnungshof bereits scharf kritisiert hat – oder mittels Rechtsbiegung „abgebogen“ werden

Vor allem der letzte Punkt muss in einem Rechtsstaat zu denken geben! 

Wie lange noch „weiter wie bisher“?

Die Diskrepanz zwischen verfügbaren Mitteln und zu lösenden Problemstellungen einerseits und der unpassenden Antwort Straßenbau andererseits wird immer größer. Nach wie vor reicht jedoch der lokal- und landespolitische Zuruf für die Aufnahme in Dimension und Wirkung fragwürdiger Straßenprojekte wie die Donaubrücke Traismauer eines war und ist in das Bundesstraßengesetz aus. Das zeigen die aktuellen Pläne von SPÖ und ÖVP zur Aufnahme der rechtlich eigentlich unmöglichen neuen Schnellstraße S34 ins Traisental ins Gesetz in den nächsten Wochen. Erst mit der Aufnahme ins BStG wird der Bau derartiger regionaler Wunsch- und Wahlkampfprojekte auf Kosten Dritter (Bund, ASFINAG) ermöglicht. Prognosen werden zurechtgerechnet und nie an nachteilige Veränderungen (zB Treibstoffpreiserhöhungen, Wirtschaftskrise, …) angepasst. Ernstzunehmende Zweckmäßigkeits- oder Wirtschaftlichkeitsprüfungen, wie sie in anderen Staaten teilweise sogar gesetzlich verankert sind, erfolgen ebensowenig wie ernsthafte Prüfungen der strategischen Umweltverträglichkeit oder der Klimaverträglichkeit. Die Strategische Umweltprüfung wurde in Österreich überhaupt so zahnlos und straßenbaufreundlich umgesetzt, dass die EU-Widrigkeit auf der Hand liegt und „Brüssel“ bereits beschäftigt. 

Mit Hilfe derartiger Methoden kommt jedes auch noch so unsinnige Wunsch-Projekt verlässlich ins Gesetz. Dann „muss“ auch in der weiteren Genehmigungs- und der Umsetzungsphase alles hingebogen werden, damit die nötigen Genehmigungen erreicht und der Bau ermöglicht wird. Nur dann läuft ja die gesamte Straßenbaumaschinerie „wie geschmiert“ und können auch die „begleitenden“ Grundstücksgeschäfte zugunsten von politischen Freunderln getätigt und die Rendite-Erwartungen der politisch befreundeten kreditgebenden Banken befriedigt werden.

Dieses Muster, wie und wozu Projekte angeschoben und durchgedrückt werden, ist in Niederösterreich besonders ausgeprägt. Man denke an den jahrelangen EU-rechtswidrigen Ausbau des Flughafens Schwechat, der bis hin zum dann auch finanziell explodierten Skylink auf Basis von „Schmafu-Bescheiden“ aus St.Pölten ohne Umweltverträglichkeitsprüfung durchgezogen wurde. Nicht nur im Straßenbau also – aber nirgends sonst wird die Unkultur der Rechts- und Gesetzesbiegung im Straßenbau so ungeniert gepflegt wie in Niederösterreich. 

Donaubrücke Traismauer – das sprichwörtliche „schlechte Beispiel“, das nicht (länger) Schule machen darf!
Die Transit-Donaubrücke Grafenwörth-Traismauer im Zuge der S33 und des großen Autobahnrings um Wien ist ein besonders treffendes Beispiel für die rechtlich grenzwertige Durchsetzung von Straßenbauprojekten in Österreich und speziell Niederösterreich. 

· Trotz viel zu geringer Verkehrsprognosewerte (selbst nach den veralteten, auf zu hohen Annahmen beruhenden offiziellen Prognosen erreichen die Werte noch lang nach 2020 nicht die für Autobahnen nötige Größenordnung) gelang es, dieses Projekt als Schnellstraße mit Autobahnquerschnitt dem Bund „umzuhängen“. 

· Nach teilweise skandalös verlaufenen Verfahren (und auch schon vor deren Abschluss!) wurden seit 2007 etwa 6,6 Kilometer Transitschneise quer durch höchstrangig geschützte Augebiete (Europaschutzgebiet Natura-2000) gepflügt. 
· Es fallen Kosten von etwa 250 Mio Euro (Bau und Finanzierung) an. Der verkehrliche und sonstige Nutzen ist sehr bescheiden, es sei denn man versteht wie LH Pröll eine angebliche „unglaubliche Aufwertung des gesamten Straßennetzes“, die vor allem mehr Durchzugsverkehr inklusive Schadstoffen und Unfallrisiko anzieht, als Nutzen für sich.
· Folgekosten zB aufgrund der problematischen Lage in einem Hochwassergebiet quer zur Fließrichtung sind nicht abzuschätzen, werden aber im Fall des Falles verlässlich als „Naturkatastrophe“ finanziell der steuerzahlenden Allgemeinheit überantwortet werden. 

· Letztlich ist die Brücke nicht irgendein kleines Stück Schnellstraße, sondern Schlüssel-Glied einer neuen Nord-Süd-Transitachse, die mit den geplanten Autobahnen und Schnellstraßen Richtung Brünn (A5) und Prag (S3) sowie – gerade ganz akut! –  von St. Pölten ins Traisental (S34) von rot-schwarzer Bundes- und Landespolitik betrieben wird.

Vorliegende neue Dokumentation zu den Vorgängen bei der Donaubrücke Traismauer gegen das Vergessen und Verdrängen unzumutbarer Polit- und Behördenwillkür
Mit der heute präsentierten Dokumentation, die von der jahrelangen Sprecherin der BI unter Begleitung von 17&4 Organisationsberatungs GmbH verfasst wurde, liegen die rechtlichen und sonstigen Machenschaften und Vorgangsweisen der Betreiber und der lokal- und regionalpolitischen Unterstützer dieses Projekts in der gebotenen Deutlichkeit auf dem Tisch. Das ist in entscheidendem Ausmaß Verdienst des lokalen Widerstands, dessen Proponentinnen und Proponenten sich trotz teilweise existenzbedrohender Repressalien mit großer Energie in die Behördenverfahren eingebracht und die Abläufe, Winkelzüge und Ergebnisse professionell dokumentiert haben. 

Die Grünen haben diese Arbeit der Bürgerinitiativen ideell und materiell, insbesondere über den aus Abgeordneten-Gehältern gespeisten Grün-Alternativen Bürgerinitiativen-Fonds (BIV) mit einem großteils ausgeschöpften Zusagerahmen von 10.000 Euro, unterstützt. 

Die Erfahrungen und Ergebnisse aus dem großen Einsatz der Bürgerinnen und Bürger für ihren Lebensraum liegen nun in verdichteter Form vor. Damit können sie in die weitere Sensibilisierung von BürgerInnen, JournalistInnen und EntscheidungsträgerInnen einfließen und zum überfälligen Umdenken beitragen. 

Massive Kritik an der Donaubrücke Traismauer – beileibe nicht nur von den Grünen!
Die Donaubrücke Traismauer – daher auch die vorliegende Dokumentation – zeigt sozusagen idealtypisch, in welchen Sumpf aus Rechtsbiegung, Geschäftemacherei und vergeudeten Mitteln - für die letztlich die SteuerzahlerInnen geradestehen müssen - es führt, wenn Straßenbaubefürworter, lokale Nutznießer von Grundstücksdeals etc mit „St. Pöltener Konsequenz“ an einem Strang ziehen und über Umwelt und Kritiker „drüberfahren“. Wobei die Kritik weit über die „üblichen Verdächtigen“ hinausging:

So diente die Donaubrücke Traismauer bereits in der Projektierungs- und Bauphase dem Rechnungshof als Musterbeispiel zur Illustration und Begründung seiner massiven Kritik an unwirtschaftlichen hochrangigen Straßenbauprojekten in Österreich (vgl. Rechnungshofbericht Bund 2008/5). 
Auch die Asfinag selbst (!) stellte das Projekt unüberhörbar in Frage. Die Donaubrücke Traismauer schaffte es 2007/08 problemlos in die österreichweiten Top Ten der Liste der unrentabelsten Straßenbauprojekte:

	Projekt
	Verlauf
	Kostenschätzung 2007/08 (Mio €)
	Rentabilität/km (Mio €)

	(A24alt)
	(Spange Rothneusiedl)
	(510)
	(-104)

	A26 S
	Linzer Westring incl Donauquerung
	400
	-73

	S1
	Schwechat-Süßenbrunn (Lobauautobahn)
	1600
	-62

	A23
	ASt Simmering
	60
	-46

	A26 N
	Linzer Westring Teil Urfahr
	220
	-44

	A23
	Hirschstetten-Raasdorf
	380
	-40

	A12
	Tschirganttunnel
	170
	-32

	A22
	Kaisermühlen-Kaiserebersdorf
	340
	-29

	A9
	Bosrucktunnel 2.Röhre
	190
	-26

	S33
	Donaubrücke Traismauer
	170
	-22

	…
	…
	…
	…


Diese Liste hatte der Asfinag-Vorstand als Antwort auf Einsparungsvorgaben der Faymann-Molterer-Bundesregierung erarbeitet. Schon damals war die Brücke also auf der „Abschussliste“ – statt sinnloser Bauprojekte wurde dann aber der Asfinag-Vorstand abgeschossen, der sich doch tatsächlich erdreistet hatte, die von der Regierung postulierten Einspar-Vorgaben auch umsetzen zu wollen. Die wegen mangelnder Rentabilität weit zurückgereihten oder überhaupt in Frage gestellten NÖ-Projekte wurden nach einem Faymann-Pröll-Termin hingegen postwendend wieder vorgereiht …

Wie weiter? Rasch umdenken – am besten gleich jetzt bei der S34 im Traisental!

Nun, Anfang 2010, stehen bei Einnahmenrückgängen von rund 15% und einem Richtung 15 Mrd anschwellenden Schuldenberg bei der Asfinag erneut Einsparungen an. Und diesmal werden Effizienzsteigerung und unauffälliges Abspecken einzelner Projekte nicht reichen. Für die Donaubrücke Traismauer ist der Zug – leider – abgefahren, sie ist im Bau und soll im November 2010 eröffnet werden. Aber es stehen in NÖ bzw. generell in der Ostregion Entscheidungen bei mehreren großen Sinnlos-Projekten an, die ebenfalls bereits vor Jahren als unrentabel identifiziert waren – die krisenbedingten Verkehrsrückgänge vor allem im LKW-Verkehr und der absehbare Dämpfer beim PKW-Verkehr durch steigende Treibstoffpreise spätestens nach der Krise verschärfen dies weiter. 
Konkret geht es um die

· Traisental Schnellstraße S34
· Lobauautobahn S1
· Nordautobahn A5 Nord-Abschnitte
· Marchfeldschnellstraße S8
· Hollabrunner Schnellstraße S3
· Transitstraßenprojekte im Burgenland: S31 Nord und Süd, S7, A3-Verlängerung
Insgesamt ein Paket von um die 4 Mrd Euro - alleine an Baukosten, noch ohne die Kosten der Finanzierung auf Pump, die nochmals um die 2 Mrd ausmachen! 
Besonders dringlich ist dabei die S34: Wegen der gegenüber den ursprünglichen Plänen geänderten Trassenführung müsste eine Änderung des Bundesstraßengesetzes stattfinden. Diese ist auf Betreiben von SPÖ und ÖVP in den nächsten Wochen im Parlament geplant – schließlich stehen am 14.3. in NÖ Gemeinderatswahlen auf der Agenda.

Die Grünen fordern angesichts des ökologischen und bürgerrechtlichen Desasters bei der Donaubrücke Traismauer, dass nun wenigstens diese neue Gelegenheit genutzt wird, die S34, die mehr Probleme schafft als löst, ersatzlos aus dem Anhang des Bundesstraßengesetzes zu streichen und stattdessen die heruntergewirtschaftete Bahnverbindungen im Traisental sowie Krems-St.Pölten zu attraktivieren. 

Wird hingegen die steinzeitliche Straßenbaupolitik in Niederösterreich und der Ostregion weiter fortgesetzt, so wird die bisher größte Attraktion der Region – der Saurierpark in Traismauer – absehbar abgelöst werden: 

Durch ein ganzes Land als Fossilien-Park voll Saurier-Projekten, als Mahnmal für die Unfähigkeit der politisch Machthabenden, die Notwendigkeit für neue Wege in der Verkehrspolitik und für einen respektvollen Umgang mit Mensch und Umwelt zu erkennen.
Wien, 13.01.2010, Gabriela Moser/ Karin Kuna/ Christian Schrefel
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